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Vorwort

Dieses Buch stellt typische Beratungssituationen im Lebenszyklus von Familienunternehmen dar, 
also von Unternehmen, die sich überwiegend in der Hand einer Familie befinden. Es soll ihren 
Gesellschaftern und Geschäftsführern und ihren Beratern zu den einzelnen Beratungssituationen 
Gestaltungswege aufzeigen. Soweit mehrere Gestaltungswege in Betracht kommen, werden die 
Vor- und Nachteile der einzelnen Möglichkeiten gegenübergestellt. 
Zurzeit befinden sich einige für Familienunternehmen wesentliche Rechtsvorschriften im Wandel. 
Die abgeschlossenen Gesetzgebungsverfahren des SEStEG und der Unternehmensteuerreform 2008 
sind in diesem Buch bereits berücksichtigt. Zudem wird – soweit angebracht – auf anstehende Än-
derungen durch das Jahressteuergesetz 2008 und das MoMiG hingewiesen. 

Bonn, Wiesbaden und Nackenheim im August 2007

Frank Hannes, Thorsten Kuhn, Miriam Brückmann
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Gründungsphase§ 1 

A. Rechtsformwahl

BeratungssituationI. 
Bei der Gründung eines Unternehmens stellt sich immer die Frage, in welcher Rechtsform dieses 
Unternehmen betrieben werden soll. Über die Rechtsform ist anhand der Charakteristika der aus-
geübten Geschäftstätigkeit und der Zielsetzungen des Unternehmers zu entscheiden. Ändern sich 
diese Determinanten zu späterer Zeit, etwa aufgrund des Wachstums des Unternehmens, so ist die 
getroffene Rechtsformwahl zu überprüfen.

Kurzdarstellung der RechtsformenII. 

Einzelunternehmen und Gesellschaften1. 
Die Frage der Rechtsformwahl stellt sich auch dann, wenn das Unternehmen von einer einzigen 
Person betrieben werden soll. Sowohl die GmbH als auch die Aktiengesellschaft können von einer 
einzigen Person gegründet werden (§ 1 GmbHG; § 2 AktG). Auch eine GmbH & Co. KG kann von 
einer einzigen Person gegründet werden.
Umgekehrt führt der Umstand, dass sich mehrere Personen unternehmerisch betätigen möchten, 
nicht zwingend dazu, dass sie nach außen hin als Gesellschaft auftreten müssen. Es ist auch mög-
lich, dass nur eine Person das Unternehmen nach außen hin betreibt und sich weitere Personen 
an dem Unternehmen mittels partiarischer Darlehen oder als stille Gesellschafter beteiligen (dazu 
§ 3 Rn. 10 ff.). 
Einzelunternehmen und Gesellschaften unterscheiden sich wie folgt: 
Bei einem Einzelunternehmen steht das Unternehmensvermögen einer einzigen Person zu. Das 
Unternehmensvermögen ist rechtlich nicht von dem Privatvermögen des Einzelunternehmers se-
pariert. 
Bei einer Gesellschaft gehört das Unternehmensvermögen der Gesellschaft. Die Anteile an  der 
Gesellschaft können sodann von einer oder von mehreren Personen gehalten werden. Bei einer 
Gesellschaft ist somit das Vermögen der Gesellschaft von dem Vermögen der Gesellschafter se-
pariert. Dies ermöglicht – je nach Gesellschaftsform – eine Haftungsbegrenzung auf das Gesell-
schaftsvermögen. Zudem ist die Übertragung des Unternehmens leichter möglich: Es müssen 
nicht die einzelnen Vermögensgegenstände des Unternehmens übertragen werden, sondern es 
können die Gesellschaftsanteile als solche übertragen werden. 

A.

1

2
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§ 1 Gründungsphase

Personengesellschaften vs. Kapitalgesellschaften2. 
Bei den Gesellschaften unterscheidet man Personen- und Kapitalgesellschaften.
Personengesellschaften zeichnen sich dadurch aus, dass sie an den Gesellschaftern ausgerichtet 
sind: Mindestens ein Gesellschafter haftet persönlich, und die Geschäftsführung muss zwingend 
durch die Gesellschafter ausgeübt werden.
Das Charakteristikum von Kapitalgesellschaften ist, dass nur das Gesellschaftsvermögen haftet. 
Aus diesem Grund wird durch umfangreiche Vorschriften sicher gestellt, dass die Vermögens-
sphären der Gesellschaft und der Gesellschafter getrennt sind.
Im Einzelnen ergibt sich eine Reihe von Unterschieden zwischen Personen- und Kapitalgesell-
schaften, insbesondere in der Besteuerung. Hierauf wird später eingegangen (dazu § 1 Rn. 14 ff.).

Kurzdarstellung einzelner Rechtsformen3. 
Im Folgenden werden kurz die Charakteristika der einzelnen Rechtsformen dargestellt. 

Einzelunternehmena) 
Bei einem Einzelunternehmen wird das Unternehmen nach außen hin nur durch eine Person 
betrieben. Es bedarf daher keinerlei vertraglicher Beziehungen. Das Unternehmensvermögen ist 
rechtlich nicht von dem Privatvermögen des Einzelunternehmers getrennt.

Gesellschaft des bürgerlichen Rechtsb) 
Die Gesellschaft des bürgerlichen Rechts (GbR) ist die Grundform der Personengesellschaft. Eine 
Gesellschaft des bürgerlichen Rechts liegt bereits dann vor, wenn sich mehrere Personen zusam-
menschließen, um einen gemeinsamen Zweck zu verfolgen und jede der Personen einen Beitrag 
erbringen muss. Der gemeinsame Zweck muss nicht auf den Betrieb eines Unternehmens gerich-
tet sein, sondern kann auch ein einmaliges Ziel sein, etwa eine Fahrgemeinschaft. Ist der gemein-
same Zweck auf den Betrieb eines Handelsgewerbes gerichtet (dazu § 1 Rn. 119 f.), so liegt keine 
Gesellschaft des bürgerlichen Rechts vor, sondern eine offene Handelsgesellschaft (siehe § 1 Rn. 
7). Für Gesellschaften des bürgerlichen Rechts verbleiben daher insbesondere Zusammenschlüsse 
zwischen Freiberuflern und der Betrieb eines Unternehmens, das aufgrund seines kleinen Um-
fangs nicht als Handelsgewerbe einzustufen ist. Die gesetzlichen Grundlagen der Gesellschaft des 
bürgerlichen Rechts finden sich in den §§ 705 bis 740 BGB. 

Off ene Handelsgesellschaftc) 
Eine offene Handelsgesellschaft (oHG) ist eine Personengesellschaft. Eine offene Handelsgesell-
schaft liegt bereits vor, wenn sich mehrere Personen zusammenschließen, um ein Handelsgewer-
be zu betreiben und jede der Personen einen Beitrag erbringen muss. Der Beitrag kann in der 
Einlage von Kapital oder von Gegenständen oder in der Erbringung der persönlichen Arbeitslei-
stung liegen. Zum Begriff des Handelsgewerbes siehe § 1 Rn. 119 f.. Liegt eine offene Handels-
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